Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 878 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 8. Januar 1963 

6 — 60003 — 6161/62 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Ergän- 
zung des Gesetzes über die Allgemeine Sta- 
tistik in der Industrie und im Bauhaupt- 
gewerbe 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Der Abdruck eines Schreibens des Herrn Präsidenten der Kom- 
mission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 7. März 
1962 — S/01415 — an den Herrn Bundesminister des Auswär- 
tigen sowie ein Anhang betreffend den Industrie- und Hand- 
werksstatistikzensus 1963 und das Fragenprogramm für die 
Durchführung des Welt-Industriezensus 1963 in den Mitglied- 
staaten der Europäischen Gemeinschaften liegen bei. (Anlage 1) 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 9. November 1962 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung 
zu nehmen. Im übrigen erhebt er gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

Blank 


Drude: Bonner Universitäts-Budrdrudeerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Ergänzung des Gesetzes über die Allgemeine Statistik 
in der Industrie und im Bauhauptgewerbe 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Allgemeine Statistik in der 
Industrie und im Bauhauptgewerbe vom 15. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 720), geändert durch das 
Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes über die Allge- 
meine Statistik in der Industrie und im Bauhaupt- 
gewerbe vom 26. April 1961 (Bundesgesetzbl. I 

S. 477), wird wie folgt geändert; 

1. Nach § 1 wird folgender § 1 a eingefügt: 

.§ 1 a 

(1) Die Erhebungen erstrecken sich auf 

1. a) die Unternehmen der Industrie und 

des Bergbaus und ihre einzelnen Be- 
triebe mit Ausnahme der Unterneh- 
men der Bauindustrie (§§ 3 und 3 a), 

b) die industriellen und bergbaulichen 
Betriebe in anderen Unternehmen 
(§§ 3 und 3 a Abs. 2) ; 

2. a) die Unternehmen des Bauhaupt- 

■gewerbes und ihre einzelnen Be- 
triebe (§§ 4 und 4 a), 

b) die Betriebe des Bauhauptgewerbes 
in anderen Unternehmen (§ 4). 

(2) Die Erhebungen erstrecken sich nicht auf 
Unternehmen der öffentlichen Elektrizitäts-, 
Gas- und Wasserversorgung," 

2. § 2 erhält folgende Fassung: 

.§ 2 

Auskunftspflichtig sind die Inhaber der in § 1 a 
Abs. 1 bezeichneten Unternehmen." 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 erhält der Eingangssatz folgende 
Fassung: 

„(1) Die Erhebungen erfassen bei höchstens 
70 000 industriellen und bergbaulichen Be- 
trieben (§ 1 a Abs. 1 Nr. 1) folgende Tatbe- 
stände:". 

b) In Absatz 2 erhält der Eingangssatz folgende 
Fassung: 

„(2) Die Erhebungen erfassen bei den übri- 
gen industriellen und bergbaulichen Betrieben 
(§ 1 a Abs. 1 Nr. 1) jährlich folgende Tat- 
bestände:". 


4. Nach § 3 wird folgender § 3 a eingefügt: 

„§ 3 a 

(1) Die Erhebungen erfassen bei höchstens 
55 000 Unternehmen der Industrie und des Berg- 
baus (§ 1 a Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a) jährlich 
folgende Tatbestände; 

1. die Beschäftigten an fünf Stichtagen, 

2. den Umsatz, 

3. den Wert der Lieferungen und Leistun- 
gen an örtlich getrennte Betriebe des 
gleichen Unternehmens. 

(2) Die Erhebungen erfassen bei höchstens 
57 000 Unternehmen der Industrie und des Berg- 
baus sowie anderen Unternehmen mit industriel- 
len und bergbaulichen Betrieben für die Unter- 
nehmen der Industrie und des Bergbaus (§ 1 a 
Abs, 1 Nr. 1 Buchstabe a), für die einzelnen Be- 
triebe der Unternehmen der Industrie und des 
Bergbaus (§ 1 a Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a), für 
die industriellen und bergbaulichen Betriebe in 
anderen Unternehmen (§ 1 a Abs. 1 Nr. 1 Buch- 
stabe b) im Jahre 1963 für das vorangegangene 
Kalenderjahr oder Geschäftsjahr folgende Tat- 
bestände: 

1. die Bruttolohn- und Bruttogehaltssum- 
men, 

2. den Wert der eingegangenen und der 
verbrauchten Roh-, Hilfs- und Betriebs- 
stoffe einschließlich fertig bezogener 
Einbauteile, Energie und Handelsware 
einschließlich der Bezüge von örtlich 
getrennten Betrieben des gleichen Un- 
ternehmens, 

3. den Wert der Bestände an Roh-, Hilfs- 
und Betriebsstoffen einschließlich fertig 
bezogener Einbauteile und Handelsware 
sowie an selbsthergestellten fertigen 
und halbfertigen Erzeugnissen am An- 
fang und am Ende des Berichtsjahres, 

4. den mengenmäßigen Bezug und Ver- 
brauch an Treibstoffen, 

5. den Wert der von anderen Unterneh- 
men und Betrieben ausgeführten Lohn- 
arbeiten, 

6. den Wert der neu und gebraucht erwor- 
benen, der von anderen Betrieben des 
gleichen Unternehmens bezogenen und 
der selbsterstellten Sachanlagen, 

7. den Wert der verkauften Sachanlagen. 
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(3) Die Erhebungen nach Absatz 2 sind in 
drei- bis fünfjährigen Abständen zu wiederholen; 
die Bundesregierung bestimmt durch Rechtsver- 
ordnung, die nicht der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf, den Zeitpunkt der Erhebungen." 

5. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 erhält der Eingangssatz folgende 
Fassung: 

„Die Erhebungen erfassen bei höchstens 
20 CÜO Betrieben des Bauhauptgewerbes (§ 1 a 
Abs. 1 Nr. 2) folgende Tatbestände:". 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Erhebungen erfassen bei den 
übrigen Betrieben des Bauhauptgewerbes 
(§ 1 a Abs. 1 Nr. 2) jährlich die in Absatz 1 
genannten Tatbestände." 

6. Nach § 4 wird folgender § 4 a eingefügt: 

rr§ 4 a 

(1) Die Erhebungen erfassen bei höchstens 
18 000 Unternehmen des Bauhauptgewerbes 
(§ 1 a Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a) für die Unter- 
nehmen folgende Tatbestände: 

I. jährlich 

1. die Beschäftigten an fünf Stichtagen, 

2. den Umsatz; 

II. im Jahre 1963 für das vorangegangene 
Kalenderjahr oder Geschäftsjahr 

1. die Bruttolohn- und Bruttogehalts- 
summen, 

2. den Wert der cingegangenen Roh-, 
Hilfs- und Betriebsstoffe einschließ- 
lich fertig bezogener Einbauteile, 
Energie und Handelsware, 

3. den mengenmäßigen Bezug an 
Energie und Treibstoffen, 


4. den Wert der von anderen Unter- 
nehmen und Betrieben ausgeführten 
Lohnarbeiten, 

5. den Wert der neu und gebraucht 
erworbenen und der selbsterstellten 
Sachanlagen, 

6. den Wert der verkauften Sach- 
anlagen. 

(2) Die Erhebungen nach Absatz 1 Nr. 11. sind 
in drei- bis fünfjährigen Abständen zu wieder- 
holen; die Bundesregierung bestimmt durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, den Zeitpunkt der Erhebun- 
gen." 

7. § 5 erhält folgende Fassung: 

.§ 5 

Außer den in §§ 3, 3 a, 4 und 4 a bezeichneten 
Tatbeständen werden Angaben zur Kennzeich- 
nung der Unternehmen und Betriebe erhoben, 
die für die Prüfung der Auskunftspflicht und der 
statistischen Zuordnung erforderlich sind." 

8. In § 7 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „§§ 3 
und 4" durch die Worte „§§ 3, 3 a, 4 und 4 a" 
ersetzt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgeselzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Die Allgemeine Statistik in der Industrie und im 
Bauhauptgewerbe bezieht sich z. Z. auf die indu- 
striellen Betriebe als eigentliche Produktionsstätten. 
Im Laufe der Zeit hat sich jedoch gezeigt, daß für 
bestimmte wirtschaftspolitische Probleme — insbe- 
sondere für Untersuchungen über die Konzen- 
trationsvorgänge in der Wirtschaft und für Mittel- 
standsfragen — • Zahlenunterlagen auch für indu- 
strielle Unternehmen benötigt werden. Deshalb sol- 
len sich die Erhebungen nach dem Gesetz über die 
Allgemeine Statistik in der Industrie und im Bau- 
hauptgewerbe in Zukunft auch auf die Unternehmen 
als solche erstrecken und sich nicht wie bisher auf 
die Betriebe im Sinne von Örtlich getrennt liegen- 
den industriellen Produktionsstätten beschränken. 
Es ist vorgesehen, für die industriellen Unterneh- 
men über das bisherige Fragebogenprogramm der 
Statistik hinaus jährlich einmal die Umsätze und 
für 5 Stichtage die Zahl der Beschäftigten zu erfas- 
sen. 

Das Schwergewicht der Statistik in der Industrie 
und im Bauhauptgewerbe liegt z. Z. auf der Seite 
der Produktion hzw. des Umsatzes, während Fragen 
nach dem Materialaufwand auf die Energie be- 
schränkt sind. Zur Ermittlung der eigenen Netto- 
leistung (Nettoproduktionswert) der Industrieunter- 
nehmen und ^betriebe müssen von den laufend er- 
faßten Produktions- hzw. Umsatzwerten die Mate- 
rialaufwendungen, die von anderer Seite bezogen 
worden sind, abgesetzt werden. Entsprechende Fra- 
gen wurden bisher in der Industrie für 1950 und 
1954 erhoben. Die Nettoproduktionswerte sind für 
bestimmfe Untersuchungen, insbesondere im Zu- 
sammenhang mit einer evtl. Umsatzsteuerreform, 
der Konzentration usw. bedeutsam. Außerdem wer- 
den diese Angaben zur Ermittlung und Überprü- 
fung der Gewichtung des Produktionsindex benötigt. 
Sie dienen ebenfalls als Unterlage bei Berechnungen 
im Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nung. Da sich das Verhältnis zwischen Produktion 
und Materialaufwand kurzfristig nur wenig ver- 
ändert, erscheint eine Erfassung der Materialauf- 
wendungen in Abständen von 3 bis 5 Jahren aus- 
reichend, wie es im vorliegenden Entwurf vorge- 
sehen ist. 

Die Investitionen in der Industrie sind für das wei- 
tere Wirtschaftswachstum in der Bundesrepublik 
von ausschlaggebender Bedeutung. Zusammen mit 
der Erfassung der Materialaufwendungen sollen 
daher alle 3 bis 5 Jahre ebenfalls die Investitionen 
in der Industrie und im Bauhauptgewerbe erfragt 
werden, da bisher eine amtliche Statistik hierüber 
noch nicht vorhanden ist. Mit diesen Unterlagen 
wird erstmalig ein umfassender Überblick über die 
Struktur der Investitionen in der Industrie und im 
Bauhauptgewerbe gewonnen. Darüber hinaus dienen 
die Ergebnisse zur Verbesserung der Berechnung 


I der Investitionen im Rahmen der Volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnung. 

Mit dem Entwurf des Ergänzungsgesetzes werden 
gleichzeitig die Anforderungen der Kommission der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft hinsichtlich 
eines einheitlichen industriellen Zensus für das Jahr 
1962 abgedeckt. Eine vergleichbare Erhebung 
über die Struktur der Industrien der Mitgliedsländer 
der EWG ist dringend notwendig, um die Probleme 
der weiteren Integration der Wirtschaften der Mit- 
gliedsländer übersehen zu können. Das Anforde- 
rungsschreiben des Präsidenten der Kommission 
der EWG bezieht sich zunächst nur auf die Erhe- 
bung für 1962, obgleich die EWG bereits plant, 
diese Statistik in etwa fünfjährigem Turnus zu wie- 
derholen. Im vorliegenden Entwurf ist auch aus 
diesem Grunde vorgesehen, den Drei- bis Fünf- 
Jahresturnus der Erhebung ggf. einer späteren An- 
forderung seitens der EWG anpasisen zu können. 


II. Begründung im einzelnen 

Zu § 1 a 

Die Einfügung dieser Vorschrift ist erforderlich, da 
Angaben sowohl für die Gesamtunternehmen als 
auch für die einzelnen örtlich getrennt liegenden 
Produktionsstätten (Betriebe) erfragt werden sollen. 

Zu § 3 

In der Einleitung zu § 3 wird klargestellt, daß sich 
die hier geregelte Erhebung wie bisher nur auf die 
einzelnen industriellen und bergbaulichen Betriebe 
erstreckt und nicht auf die Gesamtunternehmen der 
Industrie und des Bergbaus. 

Zu § 3 a Abs. 1 

Dieser Absatz regelt die jährliche Befragung der 
Tatbestände für die Gesamtunternehmen der Indu- 
strie und des Bergbaus. 

Die direkte Erfassung der Tatbestände für das Ge- 
samtunternehmen ist arbeitsmäßig einfacher und 
kostenmäßig billiger als eine Zusammenstellung der 
nach § 3 erfaßten Teilergebnisse für einzelne örtlich 
getrennt liegende Produktionsstätten und ihre Er- 
gänzung um die Angaben nichtindustrieller Teile 
der Unternehmen. 

Sonstige Unternehmen mit industriellen Betrieben 
werden für das Gesamtunternehmen nicht befragt. 

Zu § 3 a Abs. 2 

Die Erfassung der hier angeordneten Tatbestände 
soll sowohl für die Gesamtunternehmen der Indu- 

9 Das Anforderungsschreiben des Präsidenten der Kom- 
mission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 
7. März 1962 ist als Anlage beigefügt. 


4 



Deutscher Bundestagi — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/878 


strie und deis Bergbaus erfolgen als auch für die 
einzelnen industriellen und bergbaulichen Betriebe 
im Sinne von örtlich getrennt liegenden Produk- 
tionsstätten. Unternehmen der Industrie und des 
Bergbaus sollen sowohl Angaben für das Gesamt- 
unternehmen liefern als auch für die einzelnen 
industriellen und bergbaulichen Betriebe. Bei son- 
stigen Unternehmen mit industriellen und bergbau- 
lichen Betrieben werden nur Angaben für die indu- 
striellen und bergbaulichen Betriebe gefordert. 

Zu § 4 

In der Einleitung zu § 4 wird klargestellt, daß sich 
diese Erhebung wie bisher nur auf die Betriebe des 
Bauhauptgewerbes erstreckt und nicht auf die Ge- 
samtunternehmen. 

Zu § 4 a 

Bei der Erfassung der hier angeordneten Tatbe- 
stände sollen die Angaben nur für das Gesamtunter- 
nehmen erfaßt werden, nicht aber für die einzelnen 
Betriebe. 


III. 

Die Durchführung des oben genannten Gesetzes 
wird nach einer Schätzung des Statistischen Bundes- 
amtes für die sich auf das Jahr 1962 beziehenden 
Erhebungen folgende Kosten erfordern: 



Industrie 

(ohne Bauindustrie) 

Bauindustrie 

Industrie 

einschließlich 

Bauindustrie 


in Millionen DM 


Länder 




persönliche Kosten 

2,0 

0,2 

2,2 

sächliche Kosten 

0,7 

0,1 

0,8 

insgesamt 

2,7 

0,3 

3,0 

Bund 




persönliche Kosten 

1,2 

0,05 

i,25 

sächliche Kosten 

0,3 

0,02 

0,32 

insgesamt 

1,5 

0,07 

1,57 

Bund und Länder 




persönliche Kosten 

3,2 

0,25 

3,45 

sächliche Kosten 

1,0 

0,12 

1,12 

insgesamt 

4,2 

0,37 

4,57 
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Anlage 


Der Präsident 

der Kommission der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft 


Brüssel, den 7. März 1962 
S/ 01415 


Herr Bundesminister! 

Die Kommission der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft hat die an alle Staaten gerichteten 
Empfehlungen der Organisation der Vereinten 
Nationen zur Durchführung eines industriellen Zen- 
sus für 1963 zum Anlaß genommen, gemeinsam mit 
Delegierten der Regierungen und fachlicher Organi- 
sationen der sechs Mitgliedstaaten ein Minimalpro- 
gramm auszuarbeitenr um auf Gemeinschaftsebene 
eine enge Koordination der Ergebnisse und einen 
möglichst großen Nutzen der von jeder Regierung 
aufgenommenen Arbeiten zu gewährleisten. Darin 
kommen die Erwartungen zum Ausdruck, welche die 
Kommission mit dem Erfolg dieser Arbeiten ver- 
knüpft. Um hierfür die günstigsten Voraussetzungen 
zu schaffen, ist den Fragestellungen, die den Ermitt- 
lungen zugrunde liegen, der Ausarbeitung von Be- 
griffsbestimmungen und der Erstellung gleichför- 
miger Ergebnisse besondere Sorgfalt gewidmet wor- 
den. Auf das Wesentliche dieser Punkte wird in dem 
beiliegenden Anhang hingewiesen. Sie werden in 
einem technischen Arbeitspapier weiter entwickelt 
werden, das für die mit der Organisation der Er- 
hebung unmittelbar verantwortlichen Dienststellen 
bestimmt ist. 

Die Kommission bittet sehr, in einer gemeinsamen 
Anstrengung der Mitgliedstaaten um die Erfüllung 


des in Zusammenarbeit mit ihren Sachverständigen 
erarbeiteten Programms bemüht zu sein. Sie geht 
dabei davon aus, daß die damit verbundenen Kosten 
von den Staaten selbst getragen werden. Sie ist sich 
andererseits der Tatsache bewußt, daß durch die ge- 
wünschte Koordinierung in gewissen Fällen zusätz- 
liche Aufwendungen entstehen können und wird be- 
müht sein, vorzusehen, daß zur Finanzierung aus 
dem Budget des Statistischen Amtes der Europä- 
ischen Gemeinschaften in angemessener Weise bei- 
getragen werden kann. 

Ich hoffe, daß Sie mit diesen Überlegungen über- 
einstimmen werden. Die Kommission wird zusam- 
men mit den Stellungnahmen der Regierungen das 
Programm dem Ministerrat vorlegen, um dabei auch 
Vorschläge für eine zusätzliche Finanzierung zu 
machen. 

Ich wäre dankbar, wenn Sie, Herr Bundesminister, 
bei der Unterrichtung der hiermit betrauten Stellen 
deren Aufmerksamkeit gleichzeitig auf die Dring- 
lichkeit und Notwendigkeit dieser Arbeiten lenken 
würden. 

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den Aus- 
druck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung. 

Hallstein 


Seiner Exzellenz 

Herrn Dr. Gerhard Schröder 

Bundesminister des Auswärtigen 

Bonn 

Koblenzer Straße 101 
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Vier Aspekte der statistischen Arbeit sind zur 
Orientierung im wirtschaftlichen Integrationsprozeß 
für die Kommission und wohl auch für die Regie- 
rungen ebenso wie für die einzelnen Bereiche von 
Industrie und Handwerk besonders wichtig; es 
kommt darauf an, 

1. die Ausgangsdaten der wirtschaftlichen Inte- 
gration zu erstellen; 

2. auftretende Schwierigkeiten bei der Integration 
und deren Bedeutung anzuzeigen; 

3. die erzielten Fortschritte zu messen; 

4. die ökonomischen Größenordnungen zu liefern, 
welche die Stellung der Gemeinschaft im Ver- 
gleich mit dritten Ländern charakterisieren. 

Zu diesen allgemeinen Gesichtspunkten treten 
mannigfaltige Aufgaben für die statistische Messung 
industriewirtschaftlicher Tatbestände, die sich aus 
der Struktur- und Regionalpolitik in einem sich inte- 
grierenden großen Wirtschaftsraum ergeben. 

Das wesentliche Ziel des Programms ist daher die 
Zusammenstellung wirtschaftlicher Grunddaten aus 
dem industriellen und handwerklichen Bereich der 
Mitgliedstaaten. Die Angaben über die Beschäfti- 
gung, die Erzeugung und den Verbrauch sowie über 
die Investitionen sollen für die Gemeinschaft jene 
Lücke schließen, die sich auftut, wenn der Beitrag 
des gewerblichen Sektors zur Beschäftigung, zur 
Kapitalbildung und zum Ertrag der Wirtschaft ins- 
gesamt oder wenn die relative Bedeutung der ein- 
zelnen Industriezweige in vergleichbarer Weise ge- 
messen werden sollen. Das gilt auch für analytische 
Untersuchungen über die wichtigsten Warenmärkte; 
indem — den Empfehlungen des Programms der 
Wirtschaftskommission für Europa (Genf) folgend 
— gebeten wird, für eine Reihe wichtiger Grund- 
stoffe den Verbrauch zu ermitteln, sollen erstmalig 
auch strukturelle Größenordnungen gewonnen wer- 
den, die für einzelne Warenmärkte charakteristisch 
sind und welche die Bedeutung der einzelnen Ver- 
braucherbereiche für die Warenmärkte erkennen 
lassen sowie Hinweise für die Beurteilung der verti- 
kalen Integration liefern. 

Mit diesem Programm, das eine Zusammenstellung 
der für die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
nachzuweisenden Tatbestände darstellt, darf die Er- 


wartung verknüpft werden, daß es die Grunddaten 
liefern wird, welche die Kommission in Erfüllung 
einer auf Stabilität und wirtschaftliches Wachstum 
gerichteten Struktur- und Regionalpolitik im ge- 
meinsamen Markt benötigt, die ihr aber bisher nicht 
zur Verfügung gestellt werden konnten. Die Kom- 
mission ist zudem überzeugt, daß in Verbindung mit 
diesen Ausgarigsdaten auch das für die kurzfristige 
Markt- und Konjunkturbeobachtung zur Verfügung 
stehende Material besonders fruchtbar wird ausge- 
nutzt werden können. 

Da den Mitgliedstaaten nach diesem Programm die 
Wahl der bei der Sammlung der statistischen Ele- 
mente anzuwendenden Methoden und Informations- 
mittel offen steht, sind sich die Kommission und das 
Statistische Amt der Europäischen Gemeinschaften 
bewußt, daß bei der erstmaligen Durchführung eines 
derartigen Programms auf Gemeinschaftsebene noch 
nicht vollständig vereinheitlichte Methoden zu- 
grundegelegt werden können. Die Kommission darf 
jedoch auf Grund der Vorarbeiten erwarten, daß die 
Mitgliedstaaten in jeder ihnen möglichen Weise be- 
müht sein werden, die Grundsätze des Programms, 
wie den Erhebungszeitraum, die statistischen Ein- 
heiten (örtliche Einheit und Unternehmen) und Um- 
fang, zu verwirklichen. 

Auf die Bedeutung der Methodenfragen für die Ver^ 
wendbarkeit der Ergebnisse wurde bereits in dem 
„Bericht über die wirtschaftliche Lage in den Län- 
dern der Gemeinschaft" (URTBeridit, September 
1958), Seite 175, hingewiesen: „Wir müssen auch 
nochmals wiederholen, wie wichtig es — auch im 
Interesse der Produzenten selbst — für eine Vor- 
ausbeurteilung der eventuellen Schwierigkeiten 
wäre, in allen sechs Ländern zu gleicher Zeit und in 
der gleichen Form eine Erhebung über die Produk- 
tion vorzunehmen''. 

Die Kommission bittet daher, in einer gemeinsamen 
Anstrengung der Mitgliedstaaten um die Erfüllung 
des Programms bemüht zu sein und die für seine 
vollständige Durchführung nützlichen Maßnahmen 
zu treffen, sowie der Anwendung jener statistischen 
Methoden Beachtung zu schenken, durch welche 
innerhalb der Gemeinschaft eine optimale Harmoni- 
sierung der im Jahre 1963 für das Jahr 1962 einzu- 
holenden Statistiken über die Industrie und das 
I Handwerk gewährleistet werden kann. 
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Anhang 


Betrifft: Industrie- und Handwerksstatistik — 
Zensus 1963 

Die Organisation der Vereinten Nationen hat durch 
ihren Wirtschafts- und Sozialrat empfohlen (26. Sit- 
zung, Beschluß 676 B, XXVI), „für 1963 oder für ein 
1963 benachbartes Jahr Grunddaten über die Indu- 
strie einzuholen und dabei soweit wie möglich die 
hierzu aufgestellten internationalen Empfehlungen 
zu berücksichtigen, die eine Verbesserung der inter- 
nationalen Vergleichbarkeit der Angaben anstre- 
ben". 

Die Wirtschaftskommission für Europa (Genf) hat 
in ihrem Bemühen, der europäischen Industriestruk- 
tur möglichst weitgehend Rechnung zu tragen und 
die langjährigen Erfahrungen auf dem Gebiet der 
Statistik in den europäischen Staaten in optimaler 
Weise nutzbar zu machen, die den Empfehlungen 
beigefügten technischen Anregungen für das Welt- 
programm geprüft und in Form eines „europäischen 
Programms" präzisiert, vervollständigt und verbes- 
sert. 

Die Lücken, welche die Industrie- und Handwerks- 
statistik in den Mitgliedstaaten z. T. infolge der 
unterschiedlichen Entfaltung der statistischen Arbeit 
und der jeweils interessierenden Fragen aufweist, 
die Unterschiede der angewandten Methoden, Defi- 
nitionen und Nomenklaturen und der damit verbun- 
dene Mangel an Vergleichbarkeit sowie der Wunsch, 
Doppelarbeit zu vermeiden, ließen es als geboten 
erscheinen, das europäische Programm für 1963 mit 
dem Bedarf der Gemeinschaft an statistischen Grund- 
daten zu koordinieren und ein den Gegebenheiten 
in den Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft angepaßtes Programm auszu- 
arbeiten. 

Die Leiter der Statistischen Ämter der Mitgliedstaa- 
ten sind in ihrer Sitzung vom 26. und 27. Oktober 
1959 in Brüssel mit dem Statistischen Amt der Euro- 
päischen Gemeinschaften übereingekommen, diese 
Koordinierungsarbeiten dem Ausschuß für die Indu- 
strie- und Handwerksstatistik zu übertragen, in dem 
die Wirtschaftsministerien und die Statistischen 
Ämter der Mitgliedstaaten sowie Vertreter der Ver- 


einigung der Europäischen Industrien vertreten sind. 
Dieser Ausschuß und sein Unterausschuß für lang- 
fristige Industriestatistik und Methoden haben in 
mehreren Sitzungen für die Mitgliedstaaten ein 
Programm aufgestellt, das in enger Anlehnung an 
das industriestatistische Programm der Wirtschafts- 
kommission für Europa alle Tatbestände enthält, die 
für den Bergbau und das verarbeitende Gewerbe, 
für die Bauwirtschaft sowie Energie- und Wasser- 
wirtschaft nachgewiesen werden sollen und von den 
Regierungen als Arbeitsunterlagen für die Organe 
der Gemeinschaft erbeten werden. Als Bezugsjahr 
ist das Jahr 1962 festgelegt worden. 

Eine Zusammenfassung der für die verschiedenen 
statistischen Einheiten nachzuweisenden Tat- 
bestände, welche den Aufbau des Programms in 
seinen Hauptpositionen wiedergibt, füge ich bei. 
Die gemeinsam erarbeiteten statistischen Kriterien 
und die ausführlichen Definitionen sowie die Vor- 
schläge für die Auswertung der Ergebnisse werden 
Ihnen nach Abschluß der Redaktions- und Uber- 
setzungsarbeiten übermittelt werden. 

Es ist ein Programm, das in seiner Grundkonzeption 
dem dringenden Bedarf der Institutionen des ge- 
meinsamen Marktes, den Vorstellungen der Regie- 
rungsvertreter und denjenigen der Sachverständigen 
von Industrie und Handwerk entspricht. 

Mit dieser technischen Koordinierungsarbeit und 
mit dem gleichzeitig gemeinsam aufgestellten Ver- 
zeichnis der Industriezweige (NICE) ist ein wichtiger 
Abschnitt der vorbereitenden Arbeiten abgeschlos- 
sen, die zur Erstellung vergleichbarer Ergebnisse für 
die Gemeinschaft nötig sind. Das Programm bedarf 
nunmehr des Einverständnisses der Regierungen. 
Dabei ist es angebracht, nachdrücklich auf die Tat- 
sache hinzuweisen, daß die industrielle Integrierung 
auf dem Wege zu einem gemeinsamen Markt Min- 
destanforderungen an die statistische Information 
stellt, die auf einen empfindlichen Mangel an aktuel- 
len, vergleichbaren und für alle Mitgliedstaaten in 
gleicher Weise verfügbaren Ausgangsdaten über 
Struktur und Bedeutung der Industrien und des 
Handwerks in den Mitgiiedstaaten stoßen. 
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Drucksache IV/ 878 


Fragenprogramm für die Durchführung des Welt-Industriezensus 1963 
in den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften 


1. Im Rahmen des Industriezensus 1963 sollen An- 
gaben ermittelt werden über: 

a) den Bergbau und das verarbeitende Gewerbe 

b) das Baugewerbe 

c) die Energie- und Wasserwirtschaft. 

2. Für sämtliche Unternehmen dieser drei Wirt- 
schaftsbereiche sollen ermittelt werden (mit ge- 
eigneten Untergliederungen): 

a) die Rechtsform 

b) die ausgeübten Tätigkeiten 

c) die Zahl der Beschäftigten am Ende des Be- 
richtsjahres 

d) die gezahlten Bruttolöhne und -gehälter 

e) die Ankäufe von neuen und gebrauchten 
Sachanlagen (Investitionen) 

f) der Wert der Materialeingänge 

g) der Umsatz. 

3. Für die großen Unternehmen der drei Wirt- 
schaftsbereiche, die mindestens 10 Beschäftigte 
(a) haben, sollen außerdem ermittelt werden (b): 

a) Wert der selbsterstellten Sachanlagen 

b) Wert der Verkäufe an Sachanlagen 

c) Wert der Lagerbestände. 

Auf diese Weise können der Materialverbrauch 
sowie die Brutto- und Nettoproduktionswerte 
berechnet werden. 


4. Für die großen örtlichen Einheiten des Bergbaus 

und des verarbeitenden Gewerbes, die minde- 
stens 10 Beschäftigte haben, sollen ermittelt wer- 
den: 

a) die ausgeübten Tätigkeiten 

b) die Zahl der Beschäftigten am Jahresende 

c) die Zahl der Arbeitnehmer am Ende jedes 
Vierteljahres 

d) die geleisteten Arbeiterstunden 

e) die Ankäufe und Verkäufe von Sachanlagen 

f) der Wert der Lagerbestände 

g) der Wert des Materialverbrauchs 

h) der Umsatz 

i) die Erzeugung und der Verbrauch von Brenn- 

stoffen und Elektrizität 

j) der mengenmäßige Verbrauch von (höchstens 
50) Grundstoffen 

k) die Gesamtproduktion von rund 340 wichti- 
gen Erzeugnissen. 


(a) im Bauhauptgewerbe: mindestens 20 Beschäftigte 

(b) Da im Baugewerbe und in der Energie- und Wasser- 
wirtschaft nur Angaben für Unternehmen ermittelt 
werden sollen, sollen die großen Unternehmen dieser 
Wirtschaftsbereiche auch eini^ge der unter 4. genann- 
ten Tatbestände ermitteln, und zwar im Baugewerbe: 
4. c), d), i), in der Energiewirtschaft: 4. d), i), j). 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: , 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Der Bundesrat hat in seiner 165. Sitzung am 
9. November 1956 (BT-Drucksache 3056 der 

2. Wahlperiode, Anlage 2) die Auffassung ver- 
treten, daß das Gesetz über die Allgemeine Sta- 
tistik in der Industrie und im Bauhauptgewerbe 
seiner Zustimmung bedarf. Der gleiche Beschluß 
wurde in der 223. Sitzung des Bundesrates am 
23. September 1960 (BT-Drucksache 2202 der 

3. Wahlperiode, Anlage2) zum Gesetz zur Ergän- 
zung des Gesetzes über die Allgemeine Statistik 
in der Industrie und im Bauhauptgewerbe gefaßt. 
Das vorliegende Zweite Ergänzungsgesetz ist 
nach der vom Bundesrat ständig vertretenen 
Auffassung ebenfalls ziistimmungsbedürftig, weil 
es ein vom Bundesrat für zustimmungsbedürftig 
gehaltenes Gesetz ändert. 

2. Artikel 1 Nr. 2 (§ 2) | 

In § 2 sind nach den Worten „die Inhaber" die , 
Worte „oder die verantwortlichen Leiter" einzu- ^ 
fügen. 

Begründung 

§ 2 des Gesetzes in der geltenden Fassung be- 
zeichnet schlechthin „die Betriebe" als auskunfts- ! 
pflichtig. Da durch die Gesetzesänderung nicht 
nur die Betriebe als eigentliche Produktions- : 
Stätten, sondern die gesamten Unternehmen er- j 
faßt werden sollen, spricht die Neufassung des 
§ 2 die Auskunftpflicht der leitenden Personen ; 
aus. Die Bezeichnung „Inhaber" ist aber zu eng, ; 
da bei Kapitalgesellschaften und bei Personen- 
gesellschaften des Handelsrechts die Inhaber der 
Unternehmen keine natürlichen Personen sind. 
Die vorgeschlagene Ergänzung ist deshalb ange- 
zeigt. 

3. Artikel 1 Nr. 4 und 6 (§§ 3 a und 4 a) 

a) In § 3 a Abs. 1 Nr. 1 und in § 4 a Abs. 1 I ist 
jeweils das Wort „fünf" durch das Wort 
„vier" zu ersetzen. 

i 

Begründung 

Die Erhebung über die Beschäftigten soll, wie 
aus den einleitenden Worten des Absatzes 
hervorgeht, jährlich durchgeführt werden. 


Wenn auf die Feststellung der Beschäftigten- 
zahl an mehreren Stichtagen innerhalb eines 
Jahres nicht überhaupt verzichtet werden 
kann, dann sollte diese Zahl doch höchstens 
jeweils am Ende eines Vierteljahres erhoben 
werden. Die Frage, ob für das erste Jahr der 
Erhebung noch zusätzlich ein Anfangsstichtag 
genannt werden soll, kann der Prüfung im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah- 
rens Vorbehalten bleiben. 

b) In Nr. 4 ist Absatz 3 des § 3 a wie folgt zu 
fassen: 

„(3) Die Bundesregierung kann mit Zustim- 
mung des Bundesrates in drei- bis fünfjähri- 
gen Abständen durch Rechtsverordnung eine 
Wiederholung der Erhebungen nach Absatz 2 
anordnen." 

Begründung 

Die Wiederholung der in Absatz 2 vorgesehe- 
nen Erhebungen sollte nicht im Gesetz selbst 
zwingend vorgeschrieben werden, zumal auch 
bei dieser zwingenden Vorschrift auf eine 
Rechtsverordnung der Bundesregierung zur 
Bestimmung des Ermittlungszoitpunktes nicht 
verzichtet werden könnte. Für den Fall, daß 
die Erhebung in dem vorgesehenen Zeitab- 
stand von drei bis fünf Jahren nach der je- 
weiligen Sachlage erforderlich erscheint, ge- 
nügt es, wenn die Bundesregierung zur 
Anordnung der Wiederholung durch Rechts- 
verordnung ermächtigt wird. Nach § 6 des 
Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke 
ist bei Rechtsverordnugen, die die Durch- 
führung einer Statistik anordnen, die Not- 
wendigkeit der Zustimmung des Bundesrates 
die Regel. Es ist kein Grund ersichtlich, im 
vorliegenden Fall von dieser Regel abzu- 
weichen. 

4, Artikel 1 Nr. 6 (neuer § 4 a) 

In Nr. 6 ist Absatz 2 des § 4 a wie folgt zu fassen: 

„(2) Die Bundesregierung kann mit Zustim- 
mung des Bundesrates in drei- bis fünfjährigen 
Abständen durch Rechtsverordnung eine Wieder- 
holung der Erhebungen nach Absatz 1 Ziffer II 
anordnen." 

Begründung 

Vergleiche die Begründung zu 3. b). 
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Drucksache IV/878 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu 1. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Bun- j 
desrates nicht. Sie hält das Gesetz nicht für zustim- 
mungsbedürftig. 

Die gleiche Frage ist bereits bei dem Entwurf eines 
Gesetzes über die Allgemeine Statistik in der Indu- | 
strie und im Bauhauptgewerbe sowie bei dem Ent- ■ 
Wurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Gesetzes | 
über die Allgemeine Statistik in der Industrie und 
im Bauhauptgewerbe behandelt worden. Auf die 
Stellungnahmen der Bundesregierung in Drucksache 
3056 der 2. Wahlperiode — Anlage 3 — und in 
Drucksache 2202 der 3. Wahlperiode — Anlage 3 — 
wird verwiesen. 

Zu 2. 

Die Bundesregierung hält die Einfügung der Worte 
„oder die verantwortlichen Leiter" nicht für erfor- 
derlich: Nach § 10 Abs. 1 StatGes können auch juri- 
stische Personen auskunftspflichtig sein, ln diesen 
Fällen sind die Mitglieder der nach Gesetz oder 
Satzung vertretungsberechtigten Organe der juristi- 
schen Person, die Inhaber des Betriebes ist, zur Er- 
teilung der Auskunft verpflichtet. Einer besonderen 
Vorschrift bedarf es dazu nicht. Auch in dem gleich- 
zeitig vorgelegten Entwurf eines Gesetzes über die 
Allgemeine Statistik in der Elektrizitäts- und Gas- 
wirtschaft und die Durchführung des Europäischen ; 
Industriezensus in der Versorgungswirtschaft wer- ! 
den lediglich die „Inhaber von Unternehmen" und 
nicht darüber hinaus noch die „verantwortlichen 
Leiter" für auskunftspflichtig erklärt; der Bundes- 
rat hat diese Fassung nicht beanstandet. 

Zu 3. a) 

Die Bundesregierung erhebt gegen den Änderungs- 
vorschlag des Bundesrates keine Einwendungen. 

Zu 3. b) 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Bun- 
desrates nicht. 


Erhebungen über die Nettoleistung der Industrie 
sind bisher als Bundesstatistik für 1950 und 1954 
durchgeführt worden. Einige Länder haben darüber 
hinaus für 1958 entsprechende Tatbestände als Lan- 
desstatistik erhoben. Das längerfristige statistische 
Programm der EWG sieht Wiederholungen des 
Zensus in etwa vierjährigem Turnus vor. Wenn die 
Wiederholung von Statistiken in mehrjährigen Ab- 
ständen vorauszusehen ist, sollten sie im Gesetz als 
Daueraufgabe verankert werden. Dadurch würde 
die Verwaltungsarbeit der Statistischen Ämter er- 
leichtert werden, weil diese Erhebungen dann in die 
Arbeitsplanung u. ä. einbezogen werden können. 

Die Bundesregierung hält es sachlich für gerecht- 
fertigt, für die in dieser Ermächtigung vorgesehenen 
Rechtsverordnungen vom Zustimmungserfordernis 
nach Artikel 80 Abs. 2 GG abzusehen, weil durch 
diese Verordnungen lediglich für die nach Inhalt 
und Verfahren bereits im Gesetz festgelegten Er- 
hebungen der Zeitpunkt der Durchführung bestimmt 
werden soll. Mit einer solchen geringfügigen — und 
gewissermaßen rein technischen — Angelegenheit 
sollte der Bundesrat nicht belastet werden. 

§ 6 Abs. 2 StatGes, auf den der Bundesrat verweist, 
ist mit der hier vorgesehenen Ermächtigung nicht 
vergleichbar; die Verordnungen auf Grund von § 6 
Abs. 2 StatGes müssen nämlich auch alle jene Rege- 
lungen über Inhalt und Durchführung der Statistik 
enthalten, die hier bereits im Gesetz niedergelegt 
sind. Aus diesen Gründen ist aus § 6 Abs. 2 StatGes, 
der es — ohne eine ausdrückliche Bestimmung zu 
treffen — bei der Regel des Artikels 80 Abs. 2 GG 
belassen hat, nicht zu folgern, der Gesetzgeber 
dürfte auch hier von der in Artikel 80 Abs, 2 GG 
vorgesehenen Möglichkeit, das Zustimmungserfor- 
dernis auszuschließen, keinen Gebrauch machen. 

Zu 4. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Bun- 
desrates nicht; auf die Begründung zu 3. b) wird 
Bezug genommen. 
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